
Seite: 1 / 4 

 

 

Referentenentwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Umsetzung der 

Energieeffizienzrichtlinie 

 

 

Stellungnahme 

Bundesverband energieeffiziente Gebäudehülle (BuVEG) e.V. 

 

 

Ausgangslage und energiepolitischer Kontext 

Die deutsche Volkswirtschaft befindet sich aufgrund dauerhaft hoher 

Energiepreise, der jüngsten Energiekrisen sowie einer weiterhin erheblichen 

Abhängigkeit von Energieimporten in einer angespannten Situation. Diese 

Faktoren belasten Unternehmen, private Haushalte und öffentliche Haushalte 

gleichermaßen. Energieeffizienz ist in dieser Lage eines der wirksamsten Mittel, 

um Kosten zu senken, die Widerstandsfähigkeit des Energiesystems zu erhöhen 

und die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland zu sichern. 

 

Trotz dieses Handlungsdrucks ist zu beobachten, dass Investitionen in 

Effizienzmaßnahmen – insbesondere im Gebäudebereich – stagnieren. Der 

Wohnungsneubau bleibt deutlich hinter dem Bedarf zurück, während die 

energetische Modernisierung des Gebäudebestands mit einer seit Jahren sehr 

niedrigen Sanierungsrate kaum vorankommt. Reine Marktmechanismen und CO₂-

Bepreisung reichen erkennbar nicht aus, um die notwendigen Investitionsimpulse 

auszulösen. Zusätzliche Verunsicherung hat die Debatte über eine Abschwächung 

bestehender gesetzlicher Vorgaben im Energieeffizienz- und 

Gebäudeenergierecht geschaffen. 

 

Aus Sicht des BuVEG ist es zwingend erforderlich, Energieeffizienzpolitik wieder 

stärker vom realen Energiebedarf her zu denken. Die energetische Qualität der 

Gebäudehülle ist dabei der entscheidende Hebel. Eine hochwertige Dämmung von 

Dach, Fassade und Kellerdecke sowie moderne Fenster- und Türsysteme 

reduzieren den Energiebedarf dauerhaft, unabhängig von Energieträgern, 

Netzausbau oder Nutzerverhalten. Maßnahmen an der Gebäudehülle wirken 

damit strukturell, langfristig und besonders robust in Zeiten volatiler 

Energiepreise. 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf bleibt hinter dieser Erkenntnis zurück, da er zwar 

Effizienzziele adressiert, jedoch keine klaren Signale für eine konsequente 

Reduktion des Energiebedarfs im Gebäudebestand sendet. Gerade vor dem 

Hintergrund stagnierender Sanierungszahlen ist dies ein zentrales Defizit. 
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Bedeutung des Energieeffizienzgesetzes 

Mit dem Energieeffizienzgesetz wurde erstmals ein sektorübergreifender Rahmen 

geschaffen, der Energieeffizienz strategisch verankert. Dabei ist ausdrücklich 

festzuhalten, dass die Regelungen überwiegend auf Anreize, Transparenz und 

Eigenverantwortung setzen.  

 

Vor diesem Hintergrund ist auch die Kritik der Europäischen Kommission zu 

berücksichtigen, wonach Deutschland die Vorgaben der EU-

Energieeffizienzrichtlinie bislang nicht vollständig umgesetzt hat. Eine 

Abschwächung oder Streichung bestehender Instrumente würde dieses Defizit 

weiter vergrößern. Von einer Übererfüllung europäischer Vorgaben kann daher 

keine Rede sein. 

 

Der BuVEG unterstützt ausdrücklich das Ziel, Regelungen einfach, praktikabel und 

bürokratiearm auszugestalten. Ein Abbau von Bürokratie darf jedoch nicht dazu 

führen, dass zentrale Steuerungsinstrumente entwertet werden und 

Investitionssicherheit verloren geht. Dies würde insbesondere energieintensive 

Branchen und das Bau- und Sanierungsgewerbe schwächen. 

 

Energieeffizienzziele als verlässliche Leitplanke 

Die gesetzlichen Energieeffizienzziele sind von zentraler Bedeutung für 

Planungssicherheit und Investitionen. Sie geben Orientierung für politische 

Maßnahmen, Förderprogramme und unternehmerische Entscheidungen und 

bilden das Fundament für den gesamten energieeffizienzpolitischen Rahmen. 

 

Eine Streichung oder Verwässerung dieser Ziele würde erhebliche Unsicherheit 

erzeugen und laufende Transformationsprozesse gefährden. Es ist daher 

erforderlich, die Ziele nicht nur beizubehalten, sondern sie auch mit einem klaren 

Zeithorizont bis mindestens 2040 verbindlich fortzuschreiben. Die häufig 

vorgebrachte These, Energieeffizienzziele stellten eine Wachstumsbremse dar 

oder führten zu starren Verbrauchsdeckeln, entbehrt jeder sachlichen Grundlage. 

Energieeffizienz erhöht die Produktivität des Energieeinsatzes und ist damit ein 

Treiber für wirtschaftliche Entwicklung. 

 

Öffentliche Hand als Schlüsselakteur 

Kritisch bewertet der BuVEG die im Entwurf vorgesehene Absenkung der 

jährlichen Einsparverpflichtung für öffentliche Einrichtungen sowie die geplante 

Herausnahme der Kommunen aus zentralen Verpflichtungen. Gerade Städte und 

Gemeinden tragen Verantwortung für einen großen Teil der öffentlichen Gebäude 
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und Infrastruktur. Dort bestehen erhebliche Effizienzpotenziale, deren 

Erschließung sowohl ökonomische als auch soziale Vorteile mit sich bringt. 

 

Insbesondere im öffentlichen Gebäudebestand – Schulen, Kitas, 

Verwaltungsgebäude, Krankenhäuser – besteht erheblicher Nachholbedarf bei der 

energetischen Qualität der Gebäudehülle. Viele dieser Gebäude weisen schlechte 

U-Werte, hohen Heizenergieverbrauch und zugleich hohe Betriebskosten auf. 

Sanierungen an der Hülle senken nicht nur Energieverbräuche, sondern 

verbessern nachweislich Nutzerkomfort, Raumklima und Werterhalt. 

 

Der BuVEG kritisiert daher ausdrücklich, dass der Gesetzentwurf die 

Vorbildfunktion der öffentlichen Hand abschwächt. Die Aussetzung oder 

Reduzierung von Einsparverpflichtungen konterkariert die dringend notwendige 

Sanierung öffentlicher Gebäude und verringert Potenziale für deren 

wirtschaftlichen Betrieb (durch Senkung der Betriebskosten). Stattdessen sollte 

der Gesetzgeber gezielt energetische Mindeststandards für sanierte öffentliche 

Gebäudehüllen festschreiben und Kommunen in die Pflicht nehmen. 

 

Regionale Wertschöpfung und Fachkräfte sichern 

Investitionen in die Gebäudehülle sind besonders volkswirtschaftlich wirksam. Sie 

schaffen regionale Wertschöpfung, sichern Arbeitsplätze im Bauhandwerk, in 

Planungsbüros und in der industriellen Produktion von Dämmstoffen, Fenstern 

und Fassadensystemen. Gleichzeitig reduzieren sie dauerhaft Energieimporte und 

Abflüsse ins Ausland. 

 

Ein Rückbau ambitionierter Effizienzvorgaben gefährdet diese positiven Effekte. 

Der BuVEG betont, dass energieeffiziente Gebäudehüllen kein Kostenfaktor, 

sondern ein ökonomischer Stabilitätsanker sind – gerade in konjunkturell 

schwachen Phasen. 

 

Energieeffizienz vor Technikkomplexität 

Aus Sicht des BuVEG greift eine Energiepolitik zu kurz, die den Fokus zunehmend 

auf komplexe Anlagentechnik verlagert, während der energetische Zustand der 

Gebäudehülle unzureichend adressiert wird. Effizienz beginnt mit der 

Minimierung von Verlusten. Erst auf dieser Basis können Heizsysteme effizient, 

kostengünstig und netzdienlich betrieben werden. 

 

Konkrete Anpassungsvorschläge 

1) Klare Zuständigkeiten und verbindliche Vorgaben (§§ 5 und 6 EnEfG) 

Die vorgesehene Neuausrichtung der Regelungen führt zu einer Verlagerung 

von Verantwortung weg von staatlichen Akteuren hin zu privaten Investoren, 
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ohne dass dies durch gleichwertige verbindliche Vorgaben für Bund und 

Länder kompensiert wird. Statt überwiegend auf Prüf- und 

Bewertungsmechanismen zu setzen, sollten die Zuständigkeiten für die 

jährliche Endenergieeinsparung von Bund und Ländern weiter klar geregelt 

bleiben. Die bestehenden Defizite in der Umsetzung lassen sich nicht durch 

weniger Verbindlichkeit beheben, sondern durch geeignete Maßnahmen 

sowie bessere Steuerung und Kontrolle. 

 
2) Verpflichtende Sanierungsquote für öffentliche Gebäude  

Der BuVEG spricht sich nachdrücklich für eine gesetzlich verankerte 

Sanierungspflicht von mindestens 3 % der Fläche öffentlicher Gebäude pro 

Jahr aus, entsprechend den Vorgaben der EU-Energieeffizienzrichtlinie. 

Ergänzend sollten öffentliche Eigentümer und Betreiber systematisch auf 

Energiedienstleistungen zurückgreifen, um Sanierungen effizient umzusetzen, 

Betriebskosten zu senken und Haushaltsmittel optimal einzusetzen. 

Entscheidend ist, dass nicht nur Ziele formuliert, sondern auch geeignete 

Umsetzungsinstrumente verbindlich vorgesehen werden.  

Schlussbemerkung 

Energieeffizienz ist kein Hemmnis, sondern ein zentraler Standortfaktor für 

Deutschland. Der vorliegende Gesetzentwurf sollte genutzt werden, um 

bestehende Schwächen zu beheben und den eingeschlagenen Kurs zu stärken – 

nicht, um ihn zu relativieren. Der BuVEG appelliert deshalb an den Gesetzgeber, 

Klarheit, Verlässlichkeit und Ambition im Energieeffizienzrecht zu sichern und die 

öffentliche Hand stärker in die Verantwortung zu nehmen. 

 

Berlin, den 17. April 2026 

 


